
Auf einen Blick 
 

Die Steuerpolitik der letzten Jahrzehnte hat 
zahlreiche regressive Entwicklungstrends reali-

siert und damit zu einer sinkenden Umvertei-
lung der Steuerpolitik in Deutschland geführt. 

Zugleich stieg die Bedeutung der Transfer-
programme für die Korrektur der Einkommens-

ungleichheit und Armutsbekämpfung. Beide 
Entwicklungen untergraben langfristig die 

Legitimation des Sozial- und Steuersystems. Zur 
Sicherung der Zukunftsfähigkeit unseres Wohl-
fahrtsstaates sind die Steigerung der progressi-

ven Struktur in der Einkommen-, Abgeltung- 
und Erbschaftsteuer sowie die Einführung 

einer Vermögensteuer erforderlich.

Der moderne Wohlfahrtstaat zählt zu den größten sozio-

politischen Errungenschaften des vergangenen Jahr-

hunderts. Finanz- und sozialpolitische Neuerungen 

führten zu einer historisch einmaligen Minderung der 

Einkommensungleichheit und der Bildung einer brei-

ten Mittelschicht, die bis heute den Kern unserer Ge-

sellschaft, der demokratischen Ordnung und des Wirt-

schaftens bildet. Seit der Mitte der 1980er Jahre unter-

liegt wohlfahrtsstaatliche Politik zunehmend ökono-

mischen Sachzwängen. Der Sozialstaat steckt seither in 

einer „Krise“. Die so begründeten Reformen der letzten 

Jahrzehnte haben die Verteilung der Steuerbelastung 

und das Sozialsystem deutlich verändert.

Empirisch gesicherte Aussagen über die Entwicklung 

der Umverteilungsleistung einzelner Politikinstrumen-

te und des gesamten fi nanzpolitischen Wohlfahrtsstaa-

tes erfordern eine mikrofundierte Umverteilungsana-

lyse wichtiger steuer- und sozialpolitischer Reformen. 

Der Umverteilungseffekt sollte dabei als Änderung der 

Ungleichheit zwischen der Markteinkommensverteilung 

und der Verteilung der Einkommen nach dem Wirken 

eines fi nanzpolitischen Instruments gemessen werden. 

Vereinfacht formuliert, werden zu diesem Zweck Verän-

derungen zwischen Vor-Steuer-Einkommen und Nach-

Steuer-Einkommen durch mikrofundierte Verteilungs-

maße in der Logik des Gini-Koeffi zienten verglichen. 
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siven Verteilungseffektes nicht gelingt. Denn unter 

den Ausnahmen fi nden sich etliche Waren und 

Dienstleistungen (z. B. die umsatzsteuerliche Begüns-

tigung von Hotelübernachtungen und Kulturgü-

tern), die nicht als Grundgüter einzustufen sind, 

was zu einer relativen Begünstigung des Warenkorbs 

von Wohlhabenden gegenüber Armen und der 

 Mittelschicht führt. 

In der Praxis hat die regressive Wirkung der Mehr-

wertsteuer durch Ausnahmeregelungen und eine 

kontinuierliche Erhöhung des Regelsatzes der Mehr-

wertsteuer seit 1992 zugenommen. Aufgrund der 

Aufkommensstärke der Mehrwertsteuer und der 

deutlich negativen Indexwerte untergräbt die Mehr-

wertsteuer die positiven Umverteilungseffekte des 

gesamten Steuersystems (siehe Abbildung). 

Umverteilungspotenzial vermögensbezo-
gener Steuern immer weniger genutzt

Weil sich die Bemessungsgrundlagen vermögensbe-

zogener Steuern auf Reiche konzentrieren, haben 

sie eine hochgradig progressive Struktur mit dem 

Potenzial zu sehr hohen Umverteilungseffekten. 

Weil für vermögensbezogene Steuern keine Mikro-

daten verfügbar sind, können die Umverteilungs-

effekte dieser Steuerarten nicht mit den gleichen 

Analyseverfahren wie die vorherigen Steuerpoliti-

ken evaluiert werden. Analysen der OECD zeigen 

jedoch, dass das Aufkommen der Vermögensteuer 

in Höhe von 0,9 Prozent des Bruttoinlandspro-

duktes in Deutschland einen im internationalen 

Vergleich besonders niedrigen Wert erreicht.3 Das 

niedrige  Niveau ist vor allem auf das Aussetzen der 

Ver mögensteuer seit dem Jahr 1997 zurückzufüh-

ren. Hinzu kommt, dass die Verteilungswirkung der 

heute wichtigsten vermögensbezogenen Steuer, der 

Grundsteuer, regressiv ausfällt, weil sie auf Mieter 

abgewälzt werden kann. Dies führt zu einer Ver-

teuerung der Mieten und damit zu regressiven Ver-

teilungseffekten – da die relativen Aufwendungen 

eines Haushaltes für Miete mit steigendem Ein-

kommen sinken. Auch für die Erbschaftsteuer – die 

aufgrund der Konzentration der Bemessungsgrund-

lage auf Reiche eine besonders progressive Struktur 

aufweist – fällt weniger progressiv aus als ange-

nommen. Begründet ist dies in der Begünstigung des 

Betriebsvermögens. Diese Ungleichbehandlung stellt 

jedoch einen Verstoß gegenüber dem in der Verfas-

sung verankerten Prinzip der horizontalen Gleich-

behandlung dar. Im Gesamtbild zeigt sich, dass 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der empiri-

schen Umverteilungsanalysen für die wichtigsten 

Steuerarten diskutiert und Aussagen über die Ent-

wicklung der Steuer- und Transferpolitik sowie die 

Perspektiven des Wohlfahrtsstaates abgeleitet.

Sinkende Umverteilungsleistung 
der Einkommensteuer durch sinkende 
Steuersätze

Die Einkommensteuer gilt als die bestmögliche Um-

setzung des Leistungsfähigkeitsprinzips und spielt 

eine besondere Rolle für die Steuergerechtigkeit. 

Zwischen 1995 und 1997 ist ein deutlicher Anstieg 

der Umverteilungsleistung der Einkommensteuer 

zu verzeichnen, was auf die erhöhte Steuerfreistel-

lung des Existenzminimums und die Neuregelung 

des Familienausgleichs zurückzuführen ist. Die zwi-

schen 2000 und 2010 gesunkenen Durchschnitts-

steuersätze und Grenzsteuersätze der Einkommen-

steuer für alle Einkommensgruppen2 kehrten diesen 

Trend um und ließen die Umverteilungsleistung 

sinken. Eine weitere Minderung der Umverteilungs-

leistung der Einkommensteuer resultiert aus der 

 Begünstigung von Kapitaleinkünften. Zu nennen 

ist hier einerseits die Riesterrente, bei der Beiträge 

für eine kapitalgedeckte Altersvorsorge in vollem 

Umfang vom steuerpfl ichtigen Einkommen abgezo-

gen werden können. Andererseits wirkt hier die 

 Kapitaleinkommensbesteuerung (seit 2009 Abgel-

tungsteuer), die niedriger ist als die Steuerbelastung 

für persönliche Einkommen. Die steuerliche Begüns-

tigung von Kapitaleinkünften kommt insgesamt 

 lediglich mittleren und hohen Einkommensgrup-

pen zugute. 

Erhöhung der Mehrwertsteuer 
verschärft Einkommensungleichheit

Da Personen mit niedrigem Einkommen relativ zu 

ihrem Einkommen mehr für ihren Lebensunterhalt 

aufwenden müssen, haben sie relativ zu ihren Ein-

kommen höhere Mehrwertsteuerbelastungen zu 

tragen als Reiche. Die Umsatzsteuer besitzt somit 

trotz eines proportionalen Steuertarifs eine regres-

sive Verteilungswirkung und verschärft die ohnehin 

steigende Einkommensungleichheit. Um diese Effek-

te  abzumildern, gilt für einige Güter und Dienst-

leistungen ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz. Es 

zeigt sich jedoch, dass reduzierte Mehrwertsteuer-

sätze nicht zweifelsfrei Beziehern niedriger Einkom-

men zugutekommen und eine Korrektur des regres-
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 vermögensbezogene Steuern in Deutschland im 

 internationalen Vergleich schwach ausgeprägt sind 

und nicht die Umverteilungseffekte erzielen, die 

man aus theoretischen Erwartungen ableiten wür-

de. Vielmehr ist auch in diesem Bereich ein Trend 

zu einer sinkenden Umverteilungsleistung der 

 Steuerpolitik zu erkennen.

Sozialversicherungsbeiträge vergrößern 
Einkommensabstände zwischen Armen 
und Reichen

Sozialversicherungsbeiträge, mit denen ein Großteil 

der sozialpolitischen Transferprogramme fi nanziert 

wird, sind in der gesetzlichen Ausgestaltung mit 

 einem proportionalen Tarifverlauf vorgesehen. Tat-

sächlich besitzen Sozialversicherungsbeiträge eine 

regressive Struktur, weil sie nur bis zu einer Bemes-

sungsgrenze erhoben werden. Dass mit Selbststän-

digen und Beamten Gruppen mit einem überdurch-

schnittlichen Einkommen von der Sozialversiche-

rungspfl icht befreit sind, untergräbt zusätzlich die 

Umverteilungsleistung des Wohlfahrtsstaates.

Die empirische Messung zeigt, dass die Indexwerte 

über den gesamten Zeitraum im negativen Bereich 

liegen (siehe Abbildung) – ungeachtet eines wach-

senden sozialversicherungsfreien Niedriglohnsek-

tors. Damit vergrößert die Erhebung von Sozialver-

sicherungsbeiträgen die relativen Einkommensab-

stände zwischen Armen und Reichen. Diese nega tive 

Umverteilung nahm im Zeitverlauf zu und spiegelt 

eine Verlagerung der Finanzierungsstruktur der So-

zialleistungen wider, bei der die beschäftigungspoli-

tisch motivierte Entlastung der Arbeitgeber zu einer 

Mehrbelastung der Arbeitnehmer führt.4 

Umverteilungsleistung des Abgabenmix 
noch knapp positiv, aber deutlich gesunken

Werden die Verteilungseffekte der Finanzierungs-

seite aggregiert, wird deutlich, dass hohe Einkom-

men in der Vergangenheit überproportional ent-

lastet wurden. Zwar sind die Werte für das Steuer-

system noch knapp positiv und es kommt zu einer 

mäßigen Korrektur der Einkommensungleichheit, 

aber die Umverteilungsleistung des gesamten 

Steuer systems ist seit Ende der 1990er Jahre deut-

lich gesunken – Umverteilungsziele verschwinden 

zunehmend aus der Steuerpolitik.

Zielgerichtetheit lässt Umverteilungs-
leistung der Transferprogramme steigen, 
aber Legitimation sinken 

Ebenso wie sich die Verteilung der Finanzierungs-

lasten der öffentlichen Haushalte auf die Einkom-

mensungleichheit auswirkt, besitzen sozialpoliti-

sche Transfers erheblichen Einfl uss auf die Vertei-

lung des Wohlstandes innerhalb einer Gesellschaft. 

Die Analyse zeigt, dass die sozialpolitischen Trans-

ferprogramme5 eine effektive und steigende Einkom-

mensumverteilung leisten – sie weisen die höchsten 

Indexwerte auf. Trotz anhaltendem Rückbau des 

 Sozialstaates und der einschneidenden Agenda-Re-

formen der Schröder-Regierung ist die Umvertei-

lungsleistung des Sozialstaates gestiegen. Das der 

qualitativen Analyse der sozialpolitischen Reformen 

widersprechende Ergebnis ist auf eine Steigerung 

der Zielgerichtetheit der Transferprogramme zu-

rückzuführen, die eine deutliche Reduktion der re-

lativen Einkommensabstände am unteren Rand der 

Einkommensverteilung bewirkt – was, wenn Um-

verteilung als Änderung der relativen Einkommens-

ungleichheit gemessen wird, eine Zunahme der 

Umverteilungsleistung impliziert. 

Problematisch dabei ist, dass die Steigerung der Ziel-

gerichtetheit die Legitimität des Wohlfahrtsstaates 

langfristig untergräbt und zu einer dauerhaften 

 Polarisierung der sozio-ökonomischen Struktur 

führt.6  Da bedarfsgeprüfte Transferprogramme sich 

an Personen ohne eigenes Markteinkommen oder 

mit einem Einkommen unterhalb des Existenz-

minimums richten, nimmt sich die Mittelschicht 

immer weniger selbst als Adressat wohlfahrtsstaat-

licher Sicherungssysteme wahr. Die mit dem Emp-

fang von Transferzahlungen einhergehende Stig-

matisierung und soziale Exklusion fördert darüber 

hinaus die polarisierende Entwicklung der Gesell-

schaftsstruktur und schränkt die soziale Mobilität 

ein. Die Konzentration der Transferprogramme auf 

die Ärmsten der Armen kann zwar in der kurzen 

Frist als effi ziente Mittelverwendung gewertet wer-

den, langfristig werden so aber wohlfahrtstaatliche 

Sicherungssysteme zu Almosen reduziert, weil die 

politische Unterstützung schwindet und die Bezie-

her von Transferzahlungen in eine Armutsfalle gera-

ten. Aus diesem Grund ist die Zukunft der wohl-

fahrtsstaatlichen Systeme durch eine mögliche Le-

gitimationskrise gefährdet. 
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Steuer- und Transferpolitik widerspricht 
den Interessen der Mehrheit der 
Bürgerinnen und Bürger

In der Gesamtschau der Einnahme- und Ausgabe-

instrumente ist eine steigende Umverteilungsleis-

tung des Wohlfahrtsstaates in Deutschland zu beob-

achten. Der sinkende Trend bei den Steuern wird 

von der Transferpolitik aufgefangen und überkom-

pensiert. Da die Umverteilungsleistung der Steuer- 

und Transferpolitik keine austauschbaren Ziele sind, 

ist diese Entwicklung jedoch besorgniserregend. 

Auch wenn die steigende Umverteilungsleistung 

der Transferpolitik die sinkende Umverteilungs-

leistung in der Steuerpolitik zu kompensieren ver-

mag, kann dies die Steigerung der Markteinkom-

mensungleichheit nicht korrigieren. Hinzu kommt, 

dass die Aufwertung regressiver Steuerarten sowie 

die Entlastung von hohen Einkommen und Kapital-

einkünften die zunehmende Einkommensspreizung 

fördert statt sie abzumildern. Diese Entwicklung ist 

bedenklich, da sie den rationalen Interessen der 

Mehrheit der Bevölkerung entgegensteht.7 Die Ein-

kommenszuwächse, die für die steigende Einkom-

mensspreizung mitverantwortlich sind, konzen-

trieren sich immer stärker am oberen Rand der Ein-

kommensskala. Aus diesem Grund hat die Mittel-

schicht, die für die Legitimität politischer Ent-

scheidungen von besonderer Bedeutung ist, ein 

ureigenes Interesse an einer fi nanzpolitischen Ein-

kommensumverteilung. Es zeigt sich jedoch, dass 

die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger nicht län-

ger bereit ist, einen Progressionsabbau in der Ein-

kommensteuer und eine Aufwertung regressiver 

Steuerarten hinzunehmen und eine Korrektur des 

dokumentierten Reformtrends verlangt. So zeichnet 

sich neben der breiten Unterstützung der Finanz-

transaktionsteuer auch eine Befürwortung für die 

Steigerung der Progressivität der Einkommensteuer 

ab. Ebenso zeigt sich Zustimmung für die Reform 

der Kapitalbesteuerung und der vermögensbezo-

genen Steuern. Darüber hinaus sind Anpassungen 

bei der Erbschaftsteuer erforderlich.

 

Abbildung: Entwicklung der Umverteilungswirkung
 1991 - 2008 in Prozentpunkten*  
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